Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3059 


22. 07. 92 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu den dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 2 BvQ 16/92 und 2 BvQ 17/92 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen Bundestag die 
Antragsschriften in den Verfassungsstreitverfahren der Bayeri- 
schen Staatsregierung (2 BvQ 16/92) und von 241 Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages (2 BvQ 17/92) auf Erlaß einstweiliger 
Anordnungen zugeleitet und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. In den Verfahren geht es um die verfassungsrechtliche 
Prüfung des Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bundestages vom 
26. Juni 1992 zum Schutz des vorgeburtlichen/werdenden Lebens, 
zur Förderung einer kinderfreundlichen Gesellschaft, für Hilfen im 
Schwangerschaftskonflikt und zur Regelung des Schwanger- 
schaftsabbruchs (Schwangeren- und Familienhilfegesetz), dem der 
Bundesrat in seiner Sitzung vom 10. Juli 1992 die Zustimmung 
erteilt hat. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß hat in seiner 47. Sitzung am 21. Juli 1992 
einstimmig bei Stimmenthaltungen aus der Fraktion der CDU/ 
CSU beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, in 
diesen Verfassungsstreitverfahren eine Stellungnahme abzuge- 
ben. Dieser Beschluß bezieht sich auch auf die zu erwartenden 
Hauptverfahren. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Kosten für die Prozeßvertretung 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. in den verfassungsgerichtlichen Verfahren 2 BvQ 16/92 und 
2 BvQ 17/92 auf Erlaß einstweiliger Anordnungen sowie in den 
später zu erwartenden Hauptverfahren eine Stellungnahme 
abzugeben, 

2. die Präsidentin zu bitten, Verfahrensbevollmächtigte zu bestel- 
len, die den Deutschen Bundestag vertreten. 


Bonn, den 21. Juli 1992 


Der Rechtsausschuß 
Horst Eylmann 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Horst Eylmann 


Mit Schreiben vom 15. Juli 1992 hat das Bundes- 
verfassungsgericht dem Deutschen Bundestag den 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung der 
Bayerischen Staatsregierung (2 BvQ 16/92) gegen den 
Gesetzesbeschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Juni 1992 zur Schwangeren- und Familienhilfe, 
dem der Bundesrat in seiner Sitzung vom 10. Juli 1992 
zugestimmt hat, zugeleitet. Ebenfalls mit Schreiben 
vom 15. Juli 1992 hat das Bundesverfassungsgericht 
dem Deutschen Bundestag den Antrag auf Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung von 241 Mitgliedern des 
Deutschen Bundestages (2 BvQ 17/92) zu demselben 
vorgenannten Gesetzesbeschluß zugeleitet. In beiden 
Verfahren hat das Bundesverfassungsgericht dem 
Deutschen Bundestag gemäß §§ 32, 77 Bundesverfas- 
sungsgerichtsgesetz Gelegenheit gegeben, sich bis 
zur noch anzuberaumenden mündlichen Verhand- 
lung zu äußern. Das Gericht beabsichtigt, den Termin 
zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen, wenn 
sich der Zeitpunkt der Verkündung des angegriffenen 
Gesetzesbeschlusses absehen läßt. 

Die Bayerische Staatsregierung und 241 Mitglieder 
des Deutschen Bundestages beantragen: 

Artikel 13 Nr. 1 des vom Deutschen Bundestag am 
26. Juni 1992 beschlossenen Gesetzes zum Schutz des 
vorgeburtlichen/werdenden Lebens, zur Förderung 
einer kinderfreundlichen Gesellschaft, für Hilfen im 
Schwangerschaftskonflikt und zur Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs (Schwangeren- und Fa- 
milienhilfegesetz), dem der Bundesrat in seiner Sit- 
zung vom 10. Juli 1992 die Zustimmung erteilt hat, tritt 
einstweilen nicht in Kraft. 

Die Bayerische Staatsregierung beantragt hilfsweise, 
Artikel 13 Nr. 1 des Schwangeren- und Familienhilfe- 


gesetzes wird einstweilen ausgesetzt. Die 241 Mitglie- 
der des Deutschen Bundestages beantragen hilfs- 
weise, den Vollzug des Artikels 13 Nr. 1 auszusetzen. 
Darüber hinaus beantragen die 241 Mitglieder des 
Deutschen Bundestages: 

Dem Bundesverfassungsgericht wird anheimgestellt, 
die Verkündung des Artikels 13 Nr. 1 auszusetzen. 

Dem Bundes Verfassungsgericht wird anheimgestellt, 
die unter Nummern 1 und 2 beantragte Regelung auf 
das Gebiet der alten Bundesländer zu beschränken 
und das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte 
Gebiet bis zum 31. Dezember 1992 hiervon auszuneh- 
men. 

Zusätzliche Anordnungen, wie sie in den Nummern 3 
und 4 des Urteilstenors des Ersten Senats vom 21, Juni 
1974 (BVerfGE 37, 324, 325) ausgesprochen wurden, 
werden ebenfalls anheimgestellt. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD und F.D.P, und einer Stimme aus 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste bei neun Stimmenthaltungen aus der Fraktion 
der CDU/CSU die Abgabe einer Stellungnahme. Er 
empfiehlt gleichzeitig, die Präsidentin zu bitten, Ver- 
fahrensbevollmächtigte zu benennen. 

Die Mitglieder des Rechtsausschusses waren sich bei 
den Beratungen darüber einig, daß die Beschlußemp- 
fehlung auch für die Abgabe einer Stellungnahme 
im später zu erwartenden Hauptverfahren gelten 
solle. 


Bonn, den 21. Juli 1992 


Horst Eylmann 

Berichterstatter 
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